
Hinweise§31aBTMG (aus:cannabislegal)

II. Hinweise zur Anwendung des § 31 a BtMG durch die 

Staatsanwaltschaft bei zum Eigengebrauch des Täters vorgesehenen 

Cannabisprodukten

1. Anwendungsbereich von § 31 a BtMG

Die Staatsanwaltschaft kann nach den Umständen des Einzelfalls von 

der Strafverfolgung gemäß § 31 a BtMG absehen, wenn sich die Tat auf 

den Umgang mit Cannabisharz oder Marihuana in einer Bruttomenge von 

nicht mehr als 15 Gramm zum gelegentlichen Eigenverbrauch bezieht, 

sofern hinsichtlich des Wirkstoffgehalts von einer geringen Menge 

ausgegangen werden kann und die übrigen tatbestandlichen 

Voraussetzungen gegeben sind. 

2. Vereinfachte Anwendung

Bezieht sich die Tat auf den Umgang mit Cannabisharz oder Marihuana 

zum gelegentlichen Eigengebrauch in einer Bruttomenge von nicht mehr 

als 10 Gramm, so ist das Ermittlungsverfahren grundsätzlich 

einzustellen. 

3. Ausnahmen

Ausgenommen von diesen Regelungen sind die Fälle, in denen das 

öffentliche Interesse die Strafverfolgung gebietet, weil der 

Rechtsfrieden über den Lebenskreis des Betroffenen hinaus gestört 

ist. Das ist insbesondere der Fall, wenn 

- Betäubungsmittel in einer Weise gebraucht werden, die eine 

Verführungswirkung auf Kinder oder nicht abhängige Jugendliche oder 

Heranwachsende hat, 

- Betäubungsmittel in der Öffentlichkeit ostentativ oder vor 

besonders schutzbedürftigen Personen (z. B. Kindern) sowie vor oder 

in Einrichtungen, die von diesen Personen genutzt werden (z. B. 

Spielplätze, Schulhöfe), gebraucht werden. 

4. Wiederholte Anwendung

Der Anwendung des § 31 a BtMG steht grundsätzlich nicht entgegen, 

dass die beschuldigte Person bereits mehrfach wegen Straftaten gegen 

das Betäubungsmittelgesetz oder aus anderen Gründen verurteilt worden 

ist oder Ermittlungsverfahren nach dieser Vorschrift eingestellt 

worden sind. Insbesondere wenn eine Betäubungsmittelabhängigkeit 

nicht auszuschließen ist, kann eine geringe Schuld im Sinne des § 31 

a BtMG grundsätzlich auch dann angenommen werden, wenn die 

beschuldigte Person bereits mehrfach wegen Straftaten gegen das 

Betäubungsmittelgesetz oder aus anderen Gründen verurteilt worden ist 

oder die Tat während einer laufenden Bewährungszeit begangen hat.

III. Maßnahmen der Polizei

1. Liegen nach den vorstehenden Ausführungen die Voraussetzungen für 

die vereinfachte Anwendung des § 31 a BtMG vor, so führt die Polizei 

auf der sachbearbeitenden Dienststelle eine Wägung sowie einen 

Vortest durch und fertigt die Strafanzeige. Die Möglichkeit einer 

Vernehmung des Beschuldigten bleibt davon unberührt, um insbesondere 

Angaben über seine Drogenabhängigkeit und den Erwerb der Betäubungsmittel 

(Herkunft, Hintermänner) zu erlangen und eine Klärung über den Verzicht auf die 

Rückgabe sichergestellter Gegenstände herbeizuführen. 

2. Ergibt sich aus der Vernehmung des Beschuldigten, dass ein 

Verhalten vorliegt, das ausschließlich auf einen gelegentlichen 

Cannabiskonsum ausgerichtet ist, oder kann trotz des Schweigens des 

Beschuldigten davon ausgegangen werden, übersendet die Polizei den 

Vorgang unverzüglich der Staatsanwaltschaft, ohne weitere 

Beweiserhebungen (z.B. weitergehende kriminaltechnische 

Untersuchungen, Zeugenvernehmungen) durchzuführen. 


